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und wem sie zuziehen sollten. Falls es dem Kaiser zuwider sei, wollten sie nicht 
gegen ihn dienen, sonst hätten sie lange genug auf der Garde gelegen. Oberst Eg­
bert von Deveren habe dem gemeinen Mann in dem Ring geantwortet, die 
Landsknechte, die hier beisammen seien, habe er gesammelt nicht zum Nachteil 
oder "wedderwerticheyt" kaiserlicher Majestät, sondern mit dessen Wissen und 
Willen. Wenn sie noch vierzehn Tage beisammen blieben, so sollten sie in der 
Grafschaft Oldenburg Bestallung und Geld empfangen. Wo dann auch der Herr 
"entdeckt" sollte werden. Außerdem sollten sie dort noch elf Fähnlein Knechte 
und viertausend Reiter finden. Mit denen zusammen sollten sie dann ungesäumt 
ins Feindes Land geführt werden. Die Knechte hätten darauf "geschreiget", sie 
wollten dem Grafen Oldenburg, der ihnen im vergangenen Jahr ihren Sold 
schuldig geblieben sei, nicht dienen, sondern lieber dem Bischof von Münster. 
Sie hätten gehört, daß dieser Knechte annehme, "das wusten se de besaldunge 
tkrigen". Auch gegen einen Dienst für Herzog Heinrich hätten manche Knechte 
Einwände erhoben, denn dieser habe weder Land noch Leute, und wenn er die 
Bezahlung schuldig bliebe, wüßten sie nicht, wo sie zu holen wäre. Auf das Ge­
schrei hin seien ihnen die neun Fähnlein aus der Umgegend von Salzbergen zu­
gezogen. Sie hätten Egbert von Deveren schließlich versprochen, noch vierzehn 
Tage in der Vergardung beisammen zu bleibenY' Ende des Monats zogen die 
Knechte, etwa 3000 Mann stark, in die Nähe von Bremen nach Vegesack und 
Delmenhorst. 133 Andere Meldungen gingen dahin, daß Franz von Halle und 
Hinrich von Münchhausen die Absicht hätten, Hoya einzunehmen. Franz hatte 
sich selber mit etlichen Reisigen und Dienern in das Stift Minden begeben, auch 
um Herzog Ernst von Lüneburg auf seine Bitten hin zu Hilfe zu kommen und 
die Vergardungen zu zerstreuen. Nachdem sich die Haufen aber verzogen hat­
ten, hatte er zunächst das Landvolk, dann auch Reisige und Kriegsvolk wieder 
beurlaubt. 134 Franz meinte zu J ohann Kreutter, wenn er 2000 oder 3 000 Gulden 
hätte, würde er die Ansammlungen im Land Handln und herum leicht zer­
streuen, "dermassen das sye gantz verlauffen und hertzogen Heinrichen oder 
andern widerwerttigen nicht zukhomen sollen". Er ließ die Verbündeten um 
2 000 Gulden bitten. Philipp schickte auch tatsächlich 1000 Taler mit dem Zu­
satz, der Bischof möge auch 1000 oder 2000 Taler dazu legen und zusehen, daß 
er damit die Knechte auseinander treiben könne. 135 

Als sich in seiner unmittelbaren Nachbarschaft große Haufen deutscher und 
spanischer Söldner sammelten, sandte Bischof Franz noch im Juni eine Gesandt­
schaft an den Präsidenten Viglius van Zuichem nach Brüssel. Sie sollte über die 
schweren Belastungen des Stifts in de letzten Jahren durch Kriege und durch­
ziehende fremde Söldner berichten und darauf hinweisen, daß das Landvolk 

132 SIAMs MLA 473 N r. 2 BI. 53. 
133 Ebd. BI. 61, 68. 
134 SIAMr Best. 3 N r. 2197 BI. 126-169, s. a. N r. 1497, SIAMs AV Msc 375a BI. 221., MLA 473,1 
BI. 404-407, 409. 
135 SIAMs MLA 473 Nr. 2 BI. 73f. 
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beim Herannahen eines so großen Haufens "mit wyf, kinde, hove und gude 
worde verfleen und dat landtz woeste unnd bloet late staenn, so dat men wedder 
perdt, wagen of profiande eder tofoir unnd noittroft mocht bekommen, to un­
derholdinge sulcher mannicheit der keiserligen lude" . Nach solchen Klagen und 
Treuebekundungen zum Hause Burgund sollten die beiden Gesandten eine Ver­
ständigung gegen die herrenlosen Knechte vorschlagen. 

Viglius van Zuichem bestritt, überhaupt etwas von einem geplanten Heerzug 
zu wissen. Wegen eines Abkommens zur Kontrolle der herrenlosen Knechte, 
welches die Statthalterin sechs Jahre vorher selber vorgeschlagen und über das 
auch schon früher einmal mit Kanzler Ruland gesprochen hatte, äußerte er sich 
nur hinhaltendY6 

Nachdem im Spätsommer 1544 die unmittelbare Gefahr eines Angriffs vor­
über war, vereinbarten Kurfürst Johann Friedrich, Landgraf Philipp, sein 
Schwiegersohn Herzog Adolf zu Schleswig-Holstein-Gottorp und dessen Bru­
der König Christian In. von Dänemark zum 25. Januar 1545 ihre Räte nach Lü­
ne burg zu schicken, um zu beratschlagen, wie man künftig den schädlichen Ver­
gardungen begegnen könne. Auch Bischof Franz von Münster wurde gebeten, 
sich zu beteiligen. Der Landgraf und der Kurfürst beschlossen dann jedoch, die­
sen Tag zunächst zu verschieben und gemeinsam mit anderen Verwandten des 
Schmalkaldischen Bundes auf dem Reichstag zu Worms König Ferdinand zu 
bitten, "in betrachtung was nachteil, schadenn und beschwerung (die irer Mt. 
daneben sollen zu gemueth gefhurt werden) bißher daraus erfolgt seyen unnd 
kunftiglich noch erfolgenn wurdenn", die Garden gänzlich zu verbieten.137 

Einungen und Reichsgesetze 

Auf dem Wormser Reichstag drängten der Landgraf und der Kurfürst von Sach­
sen sowie niedersächsische und westfälische Fürsten dann im Januar 1545 auf 
Maßnahmen des Reiches, das "Streifen, Garden ... und Verderben der armen 
Untersassen" zu verhüten, worauf König Ferdinand die Vergardungen unter 
Strafe stellte. '38 

Da dem Übel indes durch Verbote und Strafmandate allein kaum abzuhelfen 
war, versuchten die am meisten betroffenen Stände, gestützt auf Landfrieden 
und andere Reichsgesetze, die Angelegenheit in ihre Hände zu nehmen. Am 
15.Januar 1546 verständigten sich in Frankfurt Bevollmächtigte des Königs von 
Dänemark, des Kurfürsten von Sachsen, des Bischofs von Münster, des Herzogs 
von Braunschweig-Lüneburg zu Celle, des Landgrafen von Hessen, der Grafen 
von Mansfeld und von Tecklenburg sowie der Städte Augsburg, Bremen, Ham­
burg, Goslar, Magdeburg, Hildesheim und Hannover darüber, die zu Worms 

136 Ebd. Nr. 1 BI. 384-391. 
137 StAMr Best. 3 Nr. 2197 BI. 171f. 
138 StAMs MLA 473 Nr. 2 BI. 9, StAMr Best. 3 Nr. 2197 BI. 171 f. 
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erlassenen Mandate gegen die gardenden Knechte auch wirksam durchzusetzen. 
Ein jeder wollte auf seine Nachbarn einwirken, damit man am 1. März in mög­
lichst großer Zahl in Hannover zusammenkommen und sich durch einen festen 
Vertrag verbinden könne.'l' 

Nicht alle Stände, deren Räte diesen Beschluß mit gefaßt hatten, erschienen in 
Hannover. Dafür aber kamen andere. Insgesamt hatte eine beachtliche Anzahl 
von Reichsständen Bevollmächtigte zu der Zusammenkunft geschickt: der Kö­
nig von Dänemark, der Erzbischof von Köln und Bischof von Paderborn, der 
Erzbischof von Bremen und Administrator von Verden, der Bischof von Mün­
ster, Osnabrück und Administrator von Minden, Herzog Erich von Braun­
schweig-Lüneburg, ein Vertreter des kürzlich verstorbenen Herzogs zu eelle, 
der Herzog von Jülich-Kleve-Berg, Graf zu Mark und Ravensberg, die Grafen 
von Tecklenburg, Oldenburg, Bronckhorst, Bentheim und Steinfurt sowie die 
Städte Bremen, Goslar, Braunschweig, Hildesheim, Hannover und Minden. Die 
Mehrheit von ihnen verständigte sich am 8. März auf eine Einung zur Abwen­
dung der "mercklichen beschwerung, uncosten und verderben", so aus den 
"vergarderungen und moitwilligen versamlungen" des herrenlosen Kriegsvolks 
Obrigkeiten und Untertanen entstand. 140 "Zusamenlauff und rotterunge" sol­
ches Kriegsvolks sollten möglichst verhindert und, sofern dieses nicht mehr 
möglich war, auseinandergetrieben werden . Dazu sollten die Vertragspartner in 
ihrem Hoheitsgebiet durch Mandate gemäß dem in Worms erlassenen Verbot 
ihren Untertanen bei Strafe des Landfriedensbruchs untersagen, den Vergardun­
gen des herrenlosen Kriegsvolks zuzuziehen oder gar selber solche zu beginnen. 
Kein Untertan sollte sich ohne ausdrückliche Genehmigung seiner Obrigkeit in 
Kriegsdienste begeben. Die bekannten "oversten haupdeut und aufwigler" der 
Vergardungen wollte man beobachten und notfalls gegen sie vorgehen, daß es 
anderen "ein exempel und warnung" sei. Jeder Einungsverwandte sollte darauf 
achten, daß in seinem Gebiet ohne Paß keinen herrenlosen Knechten der Durch­
zug erlaubt werde. Diese sollten vielmehr nach Ziel und Zweck ihres Zuges be­
fragt, unter Umständen verdienter Bestrafung zugeführt werden oder, wenn sie 
in den Ländern der Vertragspartner keinen Schaden angerichtet hatten, auf Ur­
fehde und gegen Versprechen zurückgewiesen werden, sich des Gardens zu ent­
halten. Wo die Kriegsleute aber ohne Erlaubnis durchzogen, da sollte man ihnen 
sogleich mit dem Glockenschlag nachsetzen. Damit jeder Zulauf um so besser 
verhütet werde, sollte jeder Einungsverwandter in seinem Gebiet wirksame 
Kontrollen durchführen und beim Verdacht einer Vergardung sofort einschrei­
ten. Wenn sich dann trotzdem noch jemand unterstehen sollte, eine Vergardung 
zusammenzubringen, so sollte der betroffene Stand seine Leute aufbieten, um 
sie zu zerstreuen und notfalls dafür seine "benachparthe und krigeßverwandte" 
zu Hilfe auffordern. 

139 Dazu Behr, Wider "Die schedlichen Vergardungen der Knecht". 
140 StAMs MLA 473 Nr. 2 BI. 30ff. 
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Die Einung erfaßte einen großen Teil Nordwestdeutschlands . Ihre gesamte 
militärische Kraft ließ sich daher nur umständlich mobilisieren. Man bedurfte 
ihrer auch nicht, wenn die Vergardungen, wie geplant, noch in ihrer Entstehung 
zerstreut wurden. Zu diesem Zweck organisierte der Bund sich in drei Kreise, 
die ungefähr den Reichskreisen der Ordnung von 1521 entsprachen. 141 Der Kur­
fürst von Sachsen, der Landgraf von Hessen, Herzog Philipp von Braunschweig, 
die Grafen von Wald eck und zur Lippe sowie die Städte Goslar und Göttingen 
sollten den Obersächsischen, der König von Dänemark, der Erzbischof von 
Bremen und Administrator von Verden, die Herzoge Erich von Braunschweig­
Calenberg, Braunschweig-Lüneburg und Braunschweig-Wolfenbüttel, die Gra­
fen von Schaumburg, Hoya, Oldenburg, die Städte Lübeck, Hamburg, Braun­
schweig, Magdeburg, Hildesheim, Hannover den Niedersächsischen Kreis bil­
den, der Erzbischof von Köln und Bischof von Paderborn, der Bischof und 
Administrator von Münster, Osnabrück und Minden, der Herzog von Jülich, 
Kleve, Berg, die Grafen von Ostfriesland, Tecklenburg, Bentheim, Bronckhorst, 
Diepholz und Rietberg sowie die Herrin von J ever den Westfälischen Kreis. Der 
Kurfürst von Sachsen, der König von Dänemark und der Bischof von Münster 
wurden zu Hauptleuten der jeweiligen Kreise erwählt. 

Wenn es nicht gelungen war, eine Vergardung gleich zu Anfang auseinander­
zutreiben und sie bereits zu mächtig geworden war oder wenn ein andernorts 
zusammengelaufener Haufen herrenlosen Kriegsvolks das Territorium zu über­
ziehen drohte, so konnte der betroffene Stand einzelne oder auch sämtliche Mit­
glieder des Kreises, dem er angehörte, um Unterstützung bitten. Reichten die 
Kräfte eines Kreises nicht aus, so hatte der zweite und schließlich auch der dritte 
Kreis zu helfen. Wenn auch die Hilfe aller drei Kreise nicht ausreichte, die Ge­
fahr zu beheben, so wollte man zur Beratung weiterer Maßnahmen zusammen­
kommen. Notfalls wollte man auch Reichsstände, die nicht der Einung angehör­
ten, unter Hinweis auf Landfrieden und kaiserliche Mandate um Hilfe ersuchen. 

Die Einungsverwandten nahmen das Recht für sich in Anspruch, Rotten gar­
dender Knechte notfalls auch auf fremdes Gebiet außerhalb der drei Kreise zu 
verfolgen. Sie wollten alle Vergardungen in benachbarten Territorien genau be­
obachten. Falls "in eines anderen Kurfürsten, Fürsten oder Standes außerhalb 
dieser Einigung Land, es wäre auf dieser Seite oder jener Seite der EIbe oder des 
Rheins", eine Vergardung angerichtet werden sollte, so wollten die Hauptleute 
namens der Kreisverwandten diesen Stand auffordern, sie aufzulösen. Sollte sich 
Kriegsvolk in den kaiserlichen Erblanden sammeln, so sollten die Hauptleute 
zur Verhütung von Schaden und Unheil lediglich darum bitten, solches abzu­
schaffen. Um die vielen Werbungen unter falschem Schein abzustellen, wollten 
die vertragschließenden Stände in ihren Gebieten Werbungen nur noch erlau­
ben, wenn der Auftraggeber vorher schriftlich versichert hatte, daß die Lands­
knechte nicht gegen Einungsverwandte eingesetzt werden sollten. Zur weiteren 

141 S. Hans-Joach im Behr, Der Niederrheinisch-Westfälische Reichskreis um 1560 und 1794 (Ge­
schichtlicher H and atlas von Westfalen 2. Münster 1982). 
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Absicherung wollte man Vorkehrungen treffen, daß Wirte und Gastgeber jeder­
zeit den Obrigkeiten anzeigten, wen sie beherbergten. 

Die meisten Gesandten erklärten ihre verbindliche Annahme des Vertrages. 
Lediglich die Räte und Gesandten der Herzöge von Jülich und Kleve, von 
Braunschweig-Calenberg und Lüneburg und der Vertreter des Grafen von 
Bronckhorst wollten die "Nottel dieser Vereinigung" erst ihren Herren vorle­
gen und dann binnen Monatsfrist erklären, ob sie sich der Einung anschließen 
wollten oder nicht. Mit anderen Fürsten und Städten sollte, sofern dieses noch 
nicht geschehen war, über den Beitritt zu diesem Bündnis verhandelt werden. 
Schließlich wurde noch vereinbart, daß die einzelnen Kreise am 19. April zu­
sammenkommen sollten, um sich über Einzelheiten des militärischen Aufgebots 
und der Lastenverteilung zu verständigen, der obersächsische in Mühlhausen, 
der niedersächsische in Lüneburg und der westfälische in Münster. 

Wieweit das Abkommen indes tats:ichlich realisiert werden konnte, lag bei 
den territorialen Landständen, welche die nötigen Geldmittel für Exekutions­
maßnahmen bewilligen mußten. In Münster aber standen die Landstände zu die­
ser Zeit in ihrer Mehrheit wegen seiner Konfessions- und Bündnispolitik in 
scharfem Widerspruch zu ihrem Landesherrn. 

Als der Bischof von Münster daher am 12. April 1546 auf dem Landtag die 
Stände über die in Hannover getroffenen Abmachungen in Kenntnis setzte und 
um finanzielle Unterstützung bat, verweigerten diese sich ihm. Domkapitel, Rit­
terschaft und Städte erklärten die Einwilligung zu diesem Bündnis kurzerhand 
für unwirksam. 142 

Sie verwiesen statt dessen auf das mit ihrer Zustimmung im Jahre 1538 zu 
Neuss geschlossene Beistandsabkommen mit Köln und Jülich gegen die garden­
den Knechte, das ihrer Ansicht nach genügend Sicherheit bot. Das Bündnis von 
Hannover lehnten sie ab. Nach bewährter Weise stellten die Landstände dem Bi­
schof anheim, einen ständischen Ausschuß einzuberufen, der dann mit den 
fürstlichen Räten über Mittel und Wege beraten sollte, wie dem "Vornehmen 
und Zusammenlauf der dienstlosen Knechte" vorzubeugen sei. Entscheidungen 
waren in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. Am 14. Juni 1545 sandte Franz den 
Marschall Georg von der Malsburg zum Landgrafen, um ihm mitzuteilen, daß 
die Stände es abgelehnt hätten, Maßnahmen gegen die Knechte mitzufinanzie­
ren, "daraus wir allerleie misdenckenn hebben, das vielleichte die meinung unnd 
practicirung sein moge, durch anstiffderung unser misgunstigen unnd wider­
wertigen, so wir also offte, uff unser unkosten alleine vor solche der knechte gar­
denn unnd versamlung, die sich inn unsern stifften und an den greintzenn des­
selben ungeverlich drei oder viermal des jars pflegen zuzetragen, darvon wir uns 
stets eines uberzugs besorgenn, in rustung sollen stellen und dargegen uffhal­
tenn, das wir die lenge dardurch vermudet unnd nicht ausrichten mogen" .1 43 

142 StAMs Fstm Ms Landtagsprotokolle Nr. 8 BI. 5ff., N r. 9 BI. 429-435. 
143 StAMrBest. 3 N r. 21 98 BI. 35ff. 
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Die Kreistage wurden alle drei ein Mißerfolg. In Mühlhausen wartete der Be­
vollmächtigte des Kufürsten von Sachsen vier Tage vergeblich auf andere Stän­
de. l44 Auch zu dem vom König von Dänemark angesetzten Tag in Lüneburg er­
schien kaum jemand, l45 und in Münster waren außer dem einladenden Bischof 
und Administrator von Münster, Osnabrück und Minden lediglich der Erzbi­
schof von Köln und Administrator von Paderborn sowie die beiden Grafen von 
Tecklenburg und Bentheim vertreten. 146 

Inzwischen hatte König Ferdinand am 18. April 1546 in Worms ein weiteres 
Mandat gegen die Vergardungen der herrenlosen Knechte erlassen. Auf Grund 
der Klagen, daß sich" in Westphalen und um den stifft Badelborn, Bremen, auch 
den graveschafft Rietperge und Bentheim, deßgleichen umb Elten, im hertzog­
thumb eleve . .. und an anderen mer orten in Nidern und Obern Teueschen lan­
den, etliche knechte, so keinen hern odder dienst haben, inn groesser anzall ver­
sam bien und rottiren, auch sunst allerlei gewerb zu roß und fueß sich erregen, 
aber unbewisset, wen dy zu guthem furgenommen und geschehen sollen" und 
den Untertanen "merckliche beschwerde, schaden imnd verderben" verursach­
ten, gebot er allen Obrigkeiten, solche Versammlungen und Rottierungen "mith 
allem embssigen fleiß und ernst" abzustellen. l47 

Ungeachtet dieser Fehlschläge waren zumindest einige Fürsten entschlossen, 
an der Einung von Hannover festzuhalten. Wie Bischof Franz von Münster dem 
König von Dänemark schrieb, sollten seine Gesandten und die des Kurfürsten 
von Köln auf dem nächsten Reichstag dafür eintreten, daß den Vergardungen 
"eins vor alle bestendiglich" begegnet werde. Seinen Gesandten zum Reichstag 
nach Regensburg gab der Bischof Befehl, sich im Einvernehmen mit Kurköln, 
Sachsen und Hessen zu beteiligen, wenn die Frage der Vergardungen vor Kaiser 
und Reich gebracht werde. Sie sollten aber keiner Einigung ohne Vorbehalt zu­
stimmen, die nicht vom Kaiser und der Gesamtheit der Reichsstände getragen 
würde. Seine Landschaften, so erklärte er resigniert, würden solche Bündnisse 
ebensowenig mittragen wie das Abkommen von Hannover. Was aber von Kai­
ser und Reich beschlossen und in den Reichsabschied aufgenommen sei, das 
müßten sie wohl gebührlich halten. l

" 

Dazu kam es erst 1548 in Augsburg. In dem dort aufgerichteten Kaiserlichen 
Landfrieden und der gleichzeitig erlassenen "Reformation guter Polizei" wurde 
die Versammlung von Landsknechten reichsges~tzlich geregelt und die Vergat­
terung herrenloser Knechte erneut verboten. l49 Ahnlich wie 1546 im Vertrag zu 
Hannover wurden die Fürsten und Städte, in deren Gebiet solche illegalen Ver-

144 StAMs MLA 473 Nr. 2 BI. 68f. 

145 StAMr Best. 3 Nr. 1767. 

146 StAMs MLA 473 Nt. 2 BI. 56f. 

147 Ebd. BI. 61f. 

148 StAMs MLA 473 Nr. 2 BI. 65f. 

149 Landfrieden Tit. 24, Polizeiordnung Tit. 7; Neue und vollständige Sammlung der Reichs-Ab­
schiede ... [n vier Theilcn ... Franekfurt am Mayn bey Ernst August Koch. 1747. Teil 1 S. 584. 592. 
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gardungen stattfanden, verpflichtet, sie mit allem möglichen Fleiß auseinander­
zutreiben, wobei ihnen die Nachbarn auf Ansuchen eilends, wenn nötig auch 
mit Geschütz, auf eigene Kosten zu Hilfe kommen sollten. Ungehorsamen 
drohte eine Strafe von 40 Mark lötigen Goldes. 

Auch die Reichskammergerichtsordnung von 1555 bestimmte im zweiten Teil 
in Artikel XV, daß die Stände des Reiches "allen müglichen fleyß vürwenden" 
sollten, um unerlaubte "versamblung, vergaderung und lauf" von Kriegsknech­
ten, "die geschehen eintzig oder rottenweyß, abzuwenden und zuvor[zuJkom­
men" und notfalls den Kreisobristen um Hilfe ersuchen. Gegen die Obrigkeiten, 
"die wider die herrnloßen knecht andern nit hilf thuen", konnte am Kammer­
gericht geklagt werden. ISO 

Wie schwer es indes war, diese Verbote durchzusetzen, zeigen ihre ständigen 
Wiederholungen in den Reichstagsabschieden der nächsten Jahre 1551 , 1555, 
1557 und 1569, die verbesserte Polizei-Ordnung von 1577 sowie die vielen lan­
desherrlichen Mandate und Abmachungen zwischen einzelnen Territorien.l5I 

150 Die Reichsbmmergerichtsordnung von 1555, hg. von Adolf Laufs (Quellen und Forschungen 
zur höchsten Genchtsbarkelt Im Alten Reich Band 3). Koln und Wien 1976. S. 192f. 
151 Koch, Teil 2 5.626 Reichsabschied 1551 § 100, Teil 3 5.21-27 Reichsabschied 1555 und Exekuti­
onsordnung, 5.147 Reichsabschied 1557 § 72, S. 277 Reichsabschied 1569 § 5, S.382f. Verbesserte 
Poli zei-Ordnung von 1577 Tit. 7. Hans-Joachim Behr, Die Exekution des Nlederrheinisch-Westfäli­
sehen Kreises gegen Graf Johann von Rietberg 1556-1566 (Westfälische Zeitschrift 128, 1978). 
S. 37f., StAMs Fstm Münster Landtagsprotokolle 1 B!. 53, 72, MLA 13,42, Msc I Nr. 27 BI. 27, Msc 
VII Nr. 1760 BI. 7 u. a. 
Fürstbistum Münster: Unter dem 17. Januar 1556 verkünd et Bischof Wilhelm das Edikt des Kaisers 
Ferdinand gegen die herrenlosen Knechte vom 17.9.1555, Prinz, H g., Ex officina literaria. Beiträge 
zur Geschichte des Westfälischen Buchwesens. Münster 1968. S. 95W, Nr. 34. AlB!. 5 u. 5a N r. 154 
J 8 BI. 2,3; unter dem 10. Juli 1560 rät Bischof Bernhard zur Vorsorge gegen herrenlose Landsknech­
te, Prinz Nr. 175; 8. Juni 1562 Mandat Bischof Bernhards betr. öffentliche Sicherheit gegen Vergar­
dungen. § 10 bestimmt, daß die herrenlosen Knechte, Landläufer u. a. verdächtige Leute weder in 
den Stiftern noch auf dem Lande gedu ldet werden sollen, Scotti, Münster 1 Nr. 38; 5. Juni 1564 Pu­
blikation eines auf Grund eines erneuerten Reichstagsbeschlusses zu Worms erlassenen kaiser!. 
Mandats, wodurch Zusammenrottung, Durchziehen und Lagern herrenloser Knechte verboten 
wird, durch Bischof Bernhard. Scotti, Münster 1 Nr. 39; 5. Dezember 1572 Verordnung Bischof Jo­
hanns gegen herrenlose Knechte und Müßiggänger zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit. H er­
renlose Knechte und Müßiggänger sowie andere verdächtige Personen werden zur sofortigen Räu­
mung des Stifts Münster angewICsen, Scatti, Münster 1 Nr. 48 F 1 BI. 8; 3. August 1574 Verordnung 
der Statthalter und Verordneten der Regierung des Stifts Münster gegen herrenlose Knechte und 
Müßiggänger im Hochstift, Scatti, Münster 1 I\r. 50 AI BI. 12; unter dem 26. Dezember 1593 ver­
bieten die Statthalter die Teilnahme an den landfriedensbrüchigen Bedrückungen der Kriegsvölker, 
welche sich gewaltsam im Kloster Marienfeld und im Dorf H arsewinkel eingelagert haben, bei Strafe 
der Güterkonfiskation und Landesverweisung, Scotti, Münster 1 Nr. 60; 2. August 1594 Erneute 
Verordnung der verordneten Statthalter des Stifts Münster gegen herren lose Knechte, Landstreicher, 
Müßiggänger, Bettler und dergleichen verdächti ge Personen, Scotti, Münster 1 ad Nr. 60 BibI. LMM 
J 2590, 1 BI. 36; 30. Oktober 1600 Verbot der Teilnahme an den durch die niederburgundischen Un­
ruhen verursachten Streifzügen im niederrheinisch-westfälischen Kreis durch Bischof Ernst, Scotti, 
Münster 1 Nr. 62. 
Herzogtum Kleve: Unter dem 3. Juli 1538 wird im Einverständnis mit Kurköln und Münster verord­
net, da!, weder den herrenlosen Knechten noch anderen die öffentlichen Straßen unsicher machen­
den Mordbrennern, Wiedertäufern etc. Durchzug und Aufenthalt gestattet werden soll, Scotti, Her­
zogtum eleve und Grafschaft Mark 1 Nr. 42; unter dem 10. Oktober 1554 erneuert H erzog Wilhelm 
die Verordnung vom 12. Dezember 1534 (Scotli, Herzogtum C1eve und Grafschaft Mark 1 Nr. 39) 
ohne de n dortigen Bezug auf Köln und verbietet Vergardungen ohne Erlaubnis . Wenn Knechte "up 
der garden ader sunst" durchziehen oder Untenanen überfa llen, sollen Amtleute diese schützen und 
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In der Erneuerung der Bestimmungen vom 12. Dezember 1534 durch die Po­
lizeiordnung Herzog Wilhelms von Jülich-Kleve vom 10. Oktober 1554 sind die 
Vorschriften für die Kontrolle der Hausierer, einreisenden Fremden und durch­
ziehenden Landsknechte und "Lediggänger" durch eine Reihe von Zusätzen er­
weitert worden. Die gardenden Knechte blieben auch weiterhin ein Thema für 
Räte und ständischen Ausschuß.152 Die Vorschriften für die Kontrolle der Gart­
oder Gardeknechte sind 1572 nochmals ausgefertigt worden. 153 

Die niederländisch-spanischen Auseinandersetzungen brachten in der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts sogar noch einmal einen Höhepunkt des Gardeun­
wesens in Nordwestdeutschland. Fast alle Teile Westfalens wurden von Trup­
pendurchmärschen betroffen, die zwar sehr lästig waren, aber zunächst noch 
ungefährlich verliefen. Ab 1581 kam es dann aber zunehmend zu landfriedens­
brüchigen Ausschreitungen gegenüber der Stadt- und Landbevölkerung.!" Die 
vielfältigen Klagen über herrenloses Gesindel, gardende Knechte und Müßig­
gänger, welche des Stifts Münster arme Untertanen überfielen und beschwerten, 
und das Verlangen nach billiger exemplarischer Bestrafung zwangen den Land­
tag zum Handeln. Er beschloß am 24. November 1589, allenthalben in diesem 
Stift entsprechende Edikte zu erneuern und zu publizieren. ISS Unter dem 5. De­
zember 1590 erschien ein Edikt, das alle herrenlosen Knechte, Müßiggänger und 
verdächtige Personen aufforderte, umgehend das Land zu verlassen und allen 
Untertanen, besonders den Wirten in den Städten und Flecken, verbot, solche 
Leute zu beherbergen. l56 

den Schützen behilflich sein, Scotti, Herzogtum Cleve und Grafschaft Mark 1 Nr. 51 S. 122f.; unter 
dem 13. März 1566 verordnen die Herzoglichen Räte, daß die vo m Landesherrn zur Aufgreifung 
und Verhaftung der starken und fremden Bettler und zur Abwehr der "gardenden" Knechte ange­
ordneten Schützen von den klevischen Richtern auf ihren Patrouill en begleitet und unterstützt wer­
den sollen, Scotti, Herzogtum Cleve und Grafschaft Mark 1 Nr. 64. 
Kurfürstentum Köln: DIe Polizei ordnung vom 4. November 1595 bestimmt in § 35, daß Knechte 
sich nicht in auswärtige Dienste begeben so llen ohne Vorwissen der Amtleute. Amtleute und Be­
fehlshaber sollen darauf achten, wo darüber einige Knechte sich versammeln auf der Garden oder 
sonst durchziehen oder die Untertanen überfallen, daß alsdann eine Landschaft oder Amt dem ande­
ren mit dem Glockenschlag zu Hilfe komme, Scotti, Churfürstenthum Cöln 1 Nr. 37 5. 199. 
Fürstbistum Paderborn: Die Polizeiordnung des Bischofs Dietrich Adolf von 1655 bestimmt in § 33, 
daß Bettler und Müßiggänger nicht gedu ldet werden sollen, Hochfürstlich-Paderbörnische Landes­
Verordnungen ... Erster Theil. Paderborn 1785. S. 72ff., unter dem I. März 1571 verkündet Bischof 
Johann zu Münster, Administrator zu Osnabrück und Paderborn, die auf dem Reichstag zu Speyer 
durch Kaiser und Reich beschlossenen Maßnahmen gegen verdächtige Zusammenrottungen uno Be­
stallungen, Lauf und Musterplätze, StAMs Fstbt. Paderborn Edikte 22, 2. 
152 Below, Landtagsakten 2 S. 180. 
153 Scotti, H erzogtum Cleve und Grafschaft Mark I. 5.121-127, Hartz S. 101. 
154 Voesse + Goesen. Westfalen im Spanisch-Niederländischen Krieg (1566-1609) (Veröffentli­
chungen der staatlichen Archive des Lanees Nordrhein- Westfalen D, 14). Münster 1982. 5.33-64. In 
Rheine mußte der Amtmann u. a. im Dezember 1581 und im November 1592 Schützen aufbieten, 
um Gardenbrüder zu vertreiben, StAMs Fstbt. Ms Amt Rheine Nr. 736 BI. 108v, Nr. 742 BI. 92v. 
155 StAMs Fstm Ms Landtagsprotokolle Nr. 17 BI. 20, 70. 
156 Ebd. Fstm Ms Landtagsprotokolle Nr. 17 BI. 51. 
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Noch 1673 wies ein Kaiserliches Kommissionsdekret aus Regensburg die 
Reichsstände an, das "Rottieren" und "Vergattern" zu verbieten, und verschärf­
te die Strafe dafür. 157 

Die grundlegenden Veränderungen des Militärsystems veränderten auch den 
Typus des gardenden Knechts. War es dem Kriegsherrn früher darum gegangen, 
sich der Söldner möglichst rasch wieder zu entledigen, so kam es jetzt mit zu­
nehmender Dauer der Konflikte darauf an, die Heere langfristig zusammenzu­
halten. Weniger Landsknechte auf der Suche nach einem Dienstherrn waren es, 
die fortan im Lande umherzogen, als Invaliden, Deserteure und Marodeure. I5s 

Mit der Errichtung stehender Heere sind die streifenden Rotten herren- und 
dienstloser Söldner dann allmählich ganz verschwunden. Gardinge, Gardunge, 
das Garten bezeichnete nun allgemein das Vagabundieren. Eine der letzten Er­
wähnungen des Wortes findet sich in der Württembergischen Almosenordnung 
von 1724, in der umherstreifende Bettler als Gardenbrüder bezeichnet werden. 1" 
Der gardende Knecht wurde aufgenommen in die große gesellschaftliche Rand­
gruppe der stigmatisierten Bettler und des fahrenden Volks. Zusammen mit Va­
ganten, Zigeunern, Bettlern und Gaunern fiel er unter das herrenlose Gesindel, 
das zum Gegenstand von Disziplinierungs- und Ausgrenzungsgesetzen wurde. 

Im Württembergischen General-Reskript von 1551 wird den "frembden gar­
tenknechten und betlenden landrecken, so sich aus faulheit auf den bettel legen" , 
das Land verboten. I6o Solche Mandate über das herrenlose Gesindel sind lange 
Zeit über alle territorialen und regionalen Unterschiede hinweg im Inhalt und 
auch in ihrer ständigen Wiederholung gleich geblieben. Es sind im Grundmuster 
unverwechselbare, dem Ausgrenzungsgedanken verpflichtete Gesetze verbun­
den mit obrigkeitlichen Drohgebärden. 

Große Künstler des 16. Jahrhunderts wie Albrecht Dürer, Urs Graf, Hans Se­
bald Beham und andere haben den Landsknecht als stolze selbstbewußte Er­
scheinung dargestellt. In der Literatur, in Schwänken und Fabeln, bei Hans 
Sachs und in Georg Wickrams zuerst 1555 erschienenen "Rollwagenbüchlein" 
wird er zumeist nicht ohne Sympathie gezeichnet. I6 I Selbst der gardende Knecht 
ist bei Wickram noch "ein guot arm tropf" .162 

Ein anderes Bild hatte zweifellos Johann Brabender vor Augen. Vermutlich 
hat er an die Landplage der gardenden Knechte gedacht, als er um 1542/43 auf 
dem Aufsatz zum Kreuzaltar des Domlettners zu Münster bei der Darstellung 

157 Koch, Teil 4 S. 95. 
158 Zu den Veränderungen im Militärsystem 3. GeoHrey Parker, Die militärische Revolution. Die 
Kriegskunst und der Aulstieg des Westens 1500-1800. Frankkfurt/Main, New York 1990. 
159 Grimm Sp. 1385. 
160 Schubert, S. 114. 
161 Georg Wickram, Sämtliche Werke. Hg. von Hans-Gert RoloH. Bd. 7. Berlin - New York 1973. 
S. 30f., 32, 79ff. 
162 Ebd. S. 7IH., 73, 120 
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vom Tod Christi zumindest emem der beiden Schächer die Kleidung emes 
Landsknechts gab. 163 

Hatte man den gardenden Landsknecht einst gefürchtet, so war sein Nachfah­
re nurmehr lästig, allenfalls ein Gegenstand des Mitleids. 16

' 

163 Imagination des Unsichtbaren. 1200 Jahre bildende Kunst im Bistum Münster. Ausstellung. 
Katalog Bd. 2. Münster 1993. S. 61 O. 
164 Schubert S. 162. 


